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Der Schluß des Landtages.
Am 23. Februar, Mittags 1 Uhr, wurde der Landtag

geschlossen,nachdem er vorher auf 22 Stunden vertagt
worden war.

,

Besonders auffallend muß diese Vertagung erschei-
nen. So lange wir in Preußen eine Volksvertretung
haben, ist etwas Aehnliches noch nicht vorgekommen.
Der einzige Grund davon kann doch nur sein, daß die

Regierung das Abgeordnetenhaushindern wollte, weitere

Beschlüssezu fassen. DieseThatsacheist daher ein neuer

Beweis dafür,daß die moralische Macht unserer
Volksvertretung eine schwer in das Gewicht
fallende ist. Hierauf wollen wir um des willen beson-
ders aufmerksammachen, weildie reaktionären Blätter

vor der Eröffnung und auch jetzt nach dem Schluß stets

ausposaunen, die Volksvertretting sei ganz ohnmächtig,
und so thun, als ob den Beschlüssendes.Abgeordneten-
hauses nicht die geringsteWichtigkeitbeizulegenwäre.

- Nur fünfunddreißigTage ist das Abgeordnetenhaus
beisammen gewesen. IN dieser kurzen Zeit hat es

11 PleUaksktzUUgeU gehalten Seine Abtheilungen
haben 35 Und die Kommissionen 62 Sitzungen
gehabt. Die Kommissionenhaben 20 schriftlicheBerichte
erstattet, außerdemsind 10 mündlicheBerichte im Hause
selbst zum Vortraggekommen. Rechnet man hiezu die
in der Vorbereitung begriffenenBerichte nnd die Bespre-
chungen in den Parteiversammlungen,so wird man zu-

gestehenmüssen,daß slch eine angestrengtereThätigkeit
als die von den Abgeordnetenentfaltete kaum denken

läßt. Wie wirkungsvolldie Berathungendes Hauses
waren, davon legt der ungeheureEIUdrUck,welchendie-

selben nicht nur im eigenen Lande, sondern in ganz
Europa gemachthaben, ein Zeugnißab.

Freilich steht der Bolksvertretung in Preußen keine

thatsächliche,sondern nur die sittliche Macht zur
Seite. Ein Ministerverantwortlichkeitsgesetz ist
zwar in der Verfassung ausdrücklichverheißen,aber

wegen »desWiderstrebensder Staatsregierung bis jetzt
noch nichtzu Stande gekommen.Wäre es da, sowürde,
wie wir meinen, das Abgeordnetenhauskeinen Augenblick

angestanden haben, das Ministerium in Anklagezustcmd
zu versetzen. Denn darüber kann doch Niemand im
Zweifel sein, daß der gegenwärtigeZustand, in welchem
sich Volksvertretungund Ministerium gegenseitigbekäm-
pfen, demallgemeinenBestennur nachtheiligsein kann-

Aus 1edem verfassungmaßigenRecht zur Beseitigung
eines solchenZustandesszwirddaher eine Pflicht.

Die Regierzing hat nun in der Schlußrededem
Abgeordnetenhausevorgeworfen:
»daß seine Thätigkeitnicht dem Frieden, sondern
dem Streite zugewandt;nicht den Gesetzesvorlagen,
sondern dem Bestreben gewidmet gewesenwäre:
Anlaß zu Angriffen auf die Regierung auf solchen
Gebieten zu suchen, welche die Landesversassungdem
Wirkungskreise der Volksvertretung nicht überwiesen
habe und auf welchem die Thätigkeitder Abgeord-
neten deshalb»eine unfruchtbakehättebleiben müssen-

Jedermannwird zugestehenmüssen,daß das schwere
Vorwurfe sin»d.·Eine Volksvertretiing,welche ,das ihr
versassungsmaßigzugewieseneGebiet überschreitet«,dessen
Thgtigseitdaher »unfruchtbar«bleibt, ist gewiß eine

gefahrlicheEinrichtung Jede Regierung hat da-
her die Pflicht, solchem Treiben ein Ende zu
Machenz aber Utcht PUtchSchließungdes Landtages-
sondern durch »dasihr »verfassungsmäßigzustehende
Recht »derAuflosung. Ein so großesLand wie Preußen
kann nicht ohneerheblichenSchaden einen völligenStill-

standder Gesetzgebungaushalten. Warum also ist die
Regierungstatt zur Auflösungzur Schließunggeschrit-
ten? — Der Grund ist einfach. Die Regierung hat
keine Hoffnung, daß ihr das preußischeVolk bei

Neuivahlenzur Seite stehen und Anhänger ihrer
Politik wählen wird.

Aus diesem Grunde scheintman es vorgezogen zu
haben, die im Herbste dreses Jahres doch nothwendigen
Neuwahlennoch hinauszuschieben Was ist damit gewon-
nen? — Wir bekennen offen, daß wir dem gegenüber,
was verloren wird, dies nicht begreifenkönnen. Kann
man erwarten, das preußische Volk werde da-

durch, daß es mindestens noch ein Jahr auf
Gesetze warten muß, welche ihm so nothwendig



sind wie das tägliche Brod, günstiger für das

Ministerium gestimmt werden?
—

Solcher Fragen könnten wir nochviele aufstellen,
ohne daß es uns gelänge,auchnur eine derselben beja-
hend zu beantworten. Es »bleibtdaher nichts übrig,als

anzunehmen, daß die Regierung auf einen glänzenden
Erfolg nach Außen rechnet·,Und wenn man die reaktio-

nären Blätter liest, so wird man allerdings in dieser
Voraussetzungbestärkt. Die Kreuzzeitungund die Nord-

deutsche Allgemeine rasseln wieder einmal gewaltig mit

dem Säbel. Die Erfahrunghat indeß gelehrt, daß der

so entstandene Lärm gefährlicherklingt, als er in Wirk-

lichkeitist.
Wenn es nun aber wirklicheinmal Ernst wird? Jst

denn ein Krieg etwas Schönes oder auch nur Wünschens-
werthes? Nothwendigkann er sein zur Aufrechterhaltung
der Ehre des Vaterlandes und der Erfolg kann schön
sein; aber der Krieg selbst ist etwas Schreckliches,vor

dem jeder gute Bür er, es sei denn im Fall äußerster
Noth, zurückbebenszollAm wenigsten darf ein

Krieg dazu führen, daß ein Volk fein eigenes
Recht darüber vergäße.

Die Verfassungskämpfe der letzten Jahre
waren auch ein Krieg, welcher Seitens unseres
Volkes und seiner Vertreter mitschweremHer-
zen aufgenommen wurde. Des Volkes Ehre ist
dabei verpfändet, er muß u Ende geführt werden.
Das Volk wird zu seinem echt und zu seinen Ver-
tretern stehen.

Politische Wocheuschau.
Preußen. Das Ereignißder abgelaufenen Woche ist

der Schluß des Landtages, worüber wir in einem beson-
dern Artikel sprechen.

Am 22. Februar fand die letzte Sitzung des Abgeordne-
tenhauses statt. Nachdem dir Präsident den Eingang zahl-
reicher Zustimmungsadressenangezeigt hatte, verlas er das in

unserer vorigen Nummer mitgetheilte Schreiben des

Staatsministeriums, mit welchem es die vom Hause

gefaßtenBeschlüssezurücksendet.
Der Abgeordnete v. Hover-

eck stellte den Antrag, über dieses Schreiben ur

einfachen Tagesordnung überzugehen. Der A e-

ordnete Wagener hält diese Behandlung nicht für zuläsig,
und es entspinnt·sicheine kurze Debatte über diese Frage,
an welcher sich die Abgeordneten Graf Schwerin, Oster-
rath, Virchow, v- Hennig, v. Gottberg betheiligen.
Graf Schwerin hob besonders hervor, daß aus dem Schrei-
ben nicht einmal hervorgehe,ob die Regierung die vom

Abgeordnetenhause gefaßten Beschlüsse zur Kennt-

niß des Königs gebracht habe.
Zu dem Antrag auf Tagesordnung selbst erhielt darauf

das Wort der Antragsteller, Abgeordneterv. Hoverbeck.
Der Redner sagt, er habe aus einer Notiz der »Norddeutschen
Allgem. Zig« den Zweck des Schreibens kennen« gelernt; in
derselben wird Graf Bismarck »als »Schützer der Ver-

fassung« proklamirt und als Zweck des Schreiben hinge-
stellt, die Mitglieder für ihre verfassunswidrigen Abstimmun-
gen verantwortlich zu machen. Noch ei derjeni e Theil des
Art. 84 der Verfassung, welchersagt, daß die bgeordneten
für ihre Abstimmung en nicht verantwortlich seien, nicht
interpretirt, aber man scheineauch hier eine Interpre-
tation zu suchen,. obgleichdas Haus, in welchemsichüber

200 MitgliederalsAntragstellerseines Antra es bekannt haben, es

derRegierungviel bequemergemacht habe. ImUebrigensei die
Mittheilungder Beschlüssean das Ministerium eine reine Form-
sachve;wolle das Haus»denMinistern Kenntnißvon seinen Be.
schlussengeben, so konnees dieselben auffordern im Hause
zu»erscheinenund«die Beschlüsseihnen mündlichmittheilen.
.H»altdas Ministerium die Beschlüssefür verfassungswidrigso
hatte es gleich nach dem ersten Beschlußdas Haus auf-
lösen und an das Land appelliren müssen.

Abg. Gneist gegen die einfache Tagesordnung. Es
handelt sich nicht um eine einfacheBeleidigung,sondern um -

thatsächlich unrichtige Grundlcigem egen welche
man protestiren muß, um sie nicht zur ofsizieen Wahrheit
werden zu lassen. Das Haus hat gegen die Vereinigung
Lauenburgsmit der Krone Preußen protestirt, das Schreiben
spricht von nicht ertheilter Genehmigung eines Vertrages
mit einer fremden Macht. Das Haus hat ge en einen Ein-

griff in seine Kompetenz protestirt, das Schreigenspricht von
einer versuchtenBeeinflussun der Gerichte. Das Haus hat
seine Ansichtüber das Verfahrenvon Beamten ausgesprochen;
das Schreiben spricht von dem Versuch,- den Beamten Ver-

haltungsmaßregelnzu FgebeiaEs kann nöthig oder zweck-
mäßigsein, eine solche ritik zurückzuweisenund ihre Unrichs
tigkeit aufzudecken.

Bei der Abstimmungwird der Antrag auf einfacheTages-
ordnung mit sehr großerMehrheit angenommen. Dagegen
die Konservativen und einige Katholiken.

Der Präsident erklärt, daß er das Schreiben zu den
Akten legen wird.

Das Haus nahm darauf den Gesetzentwurf über

den Fortfall desZuschlages zu den Gerichtskosten
nach einem kurzen Referat des Abg. Meibauer ohne Dis-
kussion ern.

Der folgende Gegenstand der Tagesordnung war die Be-

rathung über den Antrag des
AbgJZlcReichensperger auf

Erlaß einer Adresse. Die eferenten Abgg. Gneist
und Waldeck beantragen Ablehnung des Antrages.

Abg. Gneist als Referent führt durch Erwähnun der

früher erlassenen Adressen und ihres Resultates aus, da der

Standpunkt des vorigen Jahres, daß eine Adresse ohne
Resultat sein würde, unverändert,ja daß die Aussichtslosig-
keit sogar noch gewachsensei, denn die Thronrede enthalte
Nichts, was auf eine Ausgleichungdes KonfliktesHoffnung
mache. Der Verfassungsstreitliegt nicht so, wie ihn die An-

tragfteller darstellen, sie verwechselnden Grund unserer Zu-
ständemit der Veranlassung unsererZustände,über welche
wir längst hinaus sind. Um die unrichtigeAuffassung nach-
zuweisen, giebt der Redner eine ausführlicheSchilderung
der Militärreorganisation und der dabeizu Tage ge-
tretenen Regierungsweise,welche keine Mö lichkeikdes Kom-
promisses biete. Man kann einen Verfassungsartikelnicht
provisorisch außer Kraft setzen, ebenso wenig wie man das

sechsteGebot provisorischübertreten kann; wer eins der zehn
Gebote verletzt, der hat sie alle zehn verletzt. — Der Redner

geht näher auf die vielfachenDeutungen und Jnterpretationen
ein, welchedie einzelnenParagrapth der Verfassungerfahren
haben, und meint, ein«KVPUPVPMIßsei dadurch unmöglich,
daß das Volk mit Recht im Hinblickauf dieseJnterpretationen
fragen würde: Was sind »dieEide nach dem Kompromiß
werth? Er begreift, daß die Antragstellerdurch diese Adresse
ihre Position im Lande nehmenmöchten,aber zur Wahrung
der Stellung einer parlamentarischenFraktipnsei doch eigent-
lich der Erlaß einer Adre se an den König nicht bestimmt.
Schweigen wir, so schlogder Redner, von Kompromissen,
und reden wir von dem, was uns zukommt,nämlichvon der



Genugt uung für das verletzte Recht, und wir

werden sieerhalten. (Lebhafter Beifall.)
.

Abg. Wa ener (gegen den Kommissionsantrag)will sich
nicht für die eichenspetget’scheAdresse aussprechen, sondern
für den Erlaß einer Adresse ganz entgegengesetzterArt. Der

Konflikt ist ein genereller geworden, und wir stehen jetzt vor

der Frage, wer in Preußen die letzte entscheidende
Instanz sei. Der Redner zitirt darauf uber die Befug-
nisse des preußischenLandtages eine Stelle aus dem Buche
GUeist Über England, in der sie als sehr beschränktege-
schildert werden, Eine Verfassungsurkunde kann sich nicht
selbst interpretiren. Bei Streitigkeiten muß eine höchsteAu-

torität entscheiden. Er würde eine Adresse»vorschlagen,
in welcher der König aufgefordert wird, die Initiative
zur Lösung des Verfa ungskonxiikteszu ergreifenund »in
welcher das Haus seine rüheren ussprüchein der schleswigs
holsteinischenFrage zurücknimmt.(Als «derRedner meint,
es werde eine Zeit kommen, wo der jetzige Ministerprasident
als Schützer preußischer und deutscher Freiheit

elten werde, kann sogar der währendder Rede des Abg.SBagenereingetretene Ministerpräsident seine Heiterkeit
nicht unterdrücken.)

Abg. Twesten für den Kommissionsantrag. Er hält
eine

Adresse
wie die von Reichenspergervor eschlagene, nicht

für mögli . Der Ansicht des Vorredners, aß der»Verfa·s-
sungskonfliktdurch Beseitigung der Verfassungzu losensei,
kann er nicht beitreten, so einfach»sieauch ist. Preußen liege
nicht so abgeschlossenvon den ubri en Staaten, daß ma»nbei
den Staatsexperimenten ganz von enselben absehenkonnte.
Das konstitutionelleSystem bestehtdarin, daß die Regierung
in Uebereinstimmunggeführtwerden muß mit dem wiederholt
ausgesprochenenVolkswillen. Das haben die Herren von

der Rechten auch oft ausgesprochen,aber sie helfen sich da-

mit, daß sie immer vom »wahren«Volkswillen sprechen. Der

wahre Volkswille finde aber seiuen Ausdruck nur in der

gewählten Volksvertretung.
«

Es wird darauf ein Antrag auf Schluß angenommen,
und es erhält das Wort

.

Abg. Reichensperger als Antragsteller. Er meint,
wenn das gesammteIöffentlicheStaatsleben gefährdet, darf
man es ni t verschmahen,»selbstnach einem Strohhalm zu

greifen. Die gesammtenMißverhältnisseunseres Staatslebens

wurzelnin der Verkennung des Ausgabebewilligungs-
rechteö des Hauses der Abgeordneten Wenn dies

Recht durch den Willen des Königsbesiegeltsein würde, so
würden alle übrigen Streitsra en nicht mehr bedenklichsein.
Man solle die Krone von diesem Recht überzeugen,dann

wird sich der Streit auch beseitigen lassen« Der Redner

meint, er sei überzeugtdaß der Könignicht weiß,nicht kennt,
nicht will, daß das verfassungsmäßigeRecht des Hauses Und
des Landes unbeachtenwird, und daß es»daher daran an-

komme, Bedenken gegen das Verfahren seiner Räthe in ihm
zu erwecken und so zur Sicherstellung des Rechtesbeizutragen.

Abg. Dr. Waldeck als Korreferent entgegnetauf die Aeus

ßerungendes AbgeordnetenWagener,die Verfassungsei von

den Abgeordneten und vom Köni e beschworen,und sie müsse
aufrechterhalten weiden Eine Zldressnso fährt er fort, ist
ein positivetAkt dieses Hauses, sie kamt also nur von der

Majoritätausgehen, nicht von einigen dissentirendenMitglie-
dern. Die Fra e, ob eine Adresseerlassenwerdensoll,muß
Ich»mit vollem s ewußtseinverneinen. Der Konflikt, in dem
wir uns besinden, hat die Verwaltungdes ganzen Staates

angegriffen,die Presse, die Verwaltung, die Autorität der

Gerichte: Alles ist in Mitleidenschaftgezo en. (Zustimmung.)
Und das ist nicht zufällig,das ist mit othwendigkeitaus

dem bestehendenSystem hervorgegangen. Wir haben es den

Ministern stets gesagt, daß sie sich auf abschüssigerBahn
befinden(Beifall). Wir stehen innerhalb der Verfassun
(Beifall), »wirstehen in majestätischerRuhe vor ihnen (anha -

tender Beifall, in dein die nächstenWorte verhallen), wir
können und werden in unserer Stellung beharren. Die
Wurzel des Konfliktes ift in der Militärfrage
zu suchen, aus der »dieBudgetfrage sich erst entwickelt hat.

Es folgen auf diese Rede persönlicheBemerkungen, in
Welchen der AbgeordneteGneist so entschiedengegen die

Art und Weiseproteftlrt, in der der AbgeordneteWagener
sein Buch zitirt hat, daß der letztere äußert, er werde sein
Recht außerhalb des Hauses verfolgen. Bei der Ab-
stimmung wird der Antrag auf Erlaß einer Adresseabgelehnt.
Nur die Katholiken stimmen dafür.

Darauf verlangt der MinisterpräsidentGraf Bis marck
das Wort und verliest zweiköniglicheVerordnungen;die erste
setzt den Schluß der Session auf Freitag, Mittags1 uhr,
an, die zweitevertagt die beiden Häuser des Landtagesbis da-
hin. Dadurch ist jede weitere Verhandlung abgeschnitten,und
nach einigen Worten des Präsidenten Grabow wird die letzte
Sitzung des Abgeordnetenhausesgeschlo en.

Es kann nicht fehlen,adaßsichan die e plötzlicheSchließung
des HausesallerhandGeruchteü er bevorstehendeMaßnahmen
der Regierung knupften,von denen jedoch kein einzigesmehr
als ein Gerüchtist. Darunter besindet sich auch das Gerücht
von einem bevorstehendenKriege mit Oefterreich

Die Zahl der Ortschaften, wo Kundgebungen im Sinne
der Mehrheit unseres Abgeordnetenhausesstattgefunden haben,
hat sich seit unserer letzten Mittheilung sehr vermehrt. (Wir
machenunsere Leser darauf aufmerksam, daß im Verlage von

Fr. Duncker eine handlichebillige Ausgabe der Verhandlun-
gen- über den Obertribunalsbeschlußerschienenist.)
Donaufürstenthümer. Der Fürst Kusa, welcher vor

einiger Zeit seine Macht durch einen Staatsstreich bis an

aller Welt Ende festzustellen glaubte, ist vor einiger Zeit
ganz-einfachfortgejagt worden, und haben die Bojaren sich
sogleichden Bruder des Königs von Belgien zu ihrem Für-
sten gewahlt. Derselbe hat «edochdie Annahme dieser Krone

abgelehnt.Welche Verwi lungensich aus diesem Ereigniß
noch weiterergeben werden,ist nicht abzusehen, aber eins steht
fest, die Revolution in Bukarest hat deutlich und
klar das Ende der auf einen Staatsstreich gegrün-
deten Herrschaft gezeigt.

·
Zur Militärfrage.

s

Die Tribüne des Abgeordnetenhausesist verstummt» der
Ort, wo die Vertreterdes Volkes offen und rückhaltlos die

Klagenihrer Wahleraussprechenkönnen,ist geschlossen-Und
wird voraus-sichtlichauf lange Zeit geschlossenbleiben. Sind
aber deshalb, weil dieseKlagen nicht mehr laut und vernehm-
bar ausgesprochenwerden, diese Klagen ganz aus der Welt
geschwunden? Wir glauben nicht, Und wir denken- daß bei
den Wahlen, welche im Laufe dieses Jahreöstattsinden Werden-
das Volk durch die Wahl seiner Vertreter den Beweis liefern
wird, daß es seineMeinung über das, was es für verfassungs-
mäßig nnd recht hält, nicht geänderthat. Unter sol-
chen Umständen ist es vielleicht nicht gan unzweckmäßig,
zurückzublickenauf den Ausgangspunkt des onfliktes, unter

welchem unser Vaterland jetzt seit einer Reihe von Jahren
leidet, zurückzublickenauf die Militärfrage, derenbefriedi-
gendeLösungauchdie Lösungdes Konfliktesnach sichziehenmuß.

Die Vermehrung des stehendenHeeres um 70 bis 80000

Mann, die dadurchbedingteMehrausgabean Geld und die Ent-

ziehnng so großerArbeitskräfte,die Verlangerung der Dienst-
zeit von 2 auf 3 Jahre, die Ausdehnung der Reservezeit auf



7 Jahre, alles dieses fand, als die Regierung mit diesem
Plane hervortrat, bei der großenMasse des Volkes nur

ehr geringen Beifall. Möglich, daß trotzdem der Wider-

standkein sehr erheblichergewesen ware, da man erst mit
der Zeit sich mit der ganzen BedeutungdieserFrage vertraut

gemachthat, und daß, wenn die Regierung von Anfang an

den Reorganisationsplan derVolksvertretungklar und deutlich
vorgelegt, und sich zu»el»mg»enAenderungen, besonders zur

Beibehaltung der zweijahrigen Dienstzeit verstanden, die

Volksvertretung dem Plane ihre Zustimmung gegeben hätte-
Seitdem hat sich die Sachlage aber bedeutend geändert,

das Volk ihat einerseits begriffen, daß die Militärfrage durch
die sie begleitendenNebenumständeeine Verfassungsfrage ist,
und andererseits hat man allgemein die wirthschaftlicheBe-

deutung der Reorganisationerkannt, und eingesehen, wie

wünschenswertheine Rückkehrzu dem alten Heersysteinist,
dessen Vervollkommungdurch eine vollständigeAusführung
des Gesetzes vom B. Sept. 1814 man anstreben muß.

Zum Beweisedafür, daß es sich in dieser Beziehung nicht
um theoretischeAnsichten, sondern um Thatsachen handelt,
lassen wir hier einige Stellen aus einem Vortrage folgen,
welchen Herr W. Spindler in einem Berliner Vereine ge-

äciltenhat. Nach dessen Angaben beträgt die Summe der
oldaten in den europäischenFriedensheeren nicht weniger

als 2,887,567 Mann. Von diesen Soldaten kostet jeder ein-

zelne Mann jährlich462 Thlr., wenn wir alles zusammen
rechnen, was der Staat und die Steuerzahler für sie aus-

geben; doch sind darin die Kosten für die Unterhaltung des

gesammten Kriegsmaterials 2c. ec. mit enthalten.
Unter diesen 2,887,567 Mann Soldaten befindet sich

aber kein einziger Schweizer Soldat, denn die

Schweiz hat kein stehendes Heer. Hat aber die

Schweiz keinen Soldaten? Ganz gewiß, sie hat, so heißt
es in jenem Vortrage, allerdings kein stehendes Heer,
aber sie hat Soldaten. Und nicht die schlechtestenund auch
nicht die wenigsten; im Verhältniß zur Zahl der Be-

völkerung sogar zweimal soviel als der Militärstaat
Preußen, der doch auch die allgemeine Wehrpflicht auf seine
Fahne geschriebenhat,

Vergleichenwir nun Preußen und die Schweiz nach
den statistischen Tabellen, so finden wir

Bevölkerung. Staatsausgaben- pro Kopf.
Preußen . 1972 Mill. 150,s Mill. (7 Rthlr. 21 Sgr. 8 Pf.)
Schweiz. 272 - 13,7 - (5 - 14 · 5 - )

Soldaten
Friedensfuß. Kriegsfuß.

Preußen . 211,286 M. (1 pCt.) 642,171 M. (31-3 pCt.)
Schweiz .

— —

«

194,609 · (73X4pCt.)
Und hierbei ist zweierleizu bemerken:

1) Bei Vergleichungdieserbeiden Ausgabebudgetsdürfte
es scheinen, als ob die Schwklzdafür, daß sie gar kein stehen-
des Heer hält, doch auch Mcht so ungeheuer viel erspare,
274 Thaler pro Kopf weniger als-in Preußen. Aber es ist
dabei zu bedenken,daß die 150,s Millionen Thaler in Preußen
einzig und allein Staatsausgaben sind; die 13,7 Millionen

Thaler in der Schweiz aber bestehenaus:

Bundesausgaben 5 Mill. pro Kopf 2 Rthlr. — Sgr. — Pf.
Cantonalausgaben 8,7 --—v—

- 3 - 14 .- 5 -

13,7 Mill. 5 Rthlr. 14 Sgr. 5 Pf.
Jn diesen 8,7 Millionen Thalern, die die Cantoneaus-

geben, besinden sich aber viele Beträge, die wir als Com-
munalsteiiern und Gemeindelasten buchen würden. Jn Wirk-

lichkeit bezahlt also·der Schweizer weniger wie hier ange-
geben, (wenn wir allein von den Staatsausgaben sprechen
wollen) oder der Preuße ein gut Theil mehr.

2) Wie bezahltder Schweizerdiese 13,7 Millionen?
Der Bund muß seine 5 Millionen Ausgabe decken ohne einen
Pfennig direkte Steuern zu bekommen. Seine Einnahmen
sind Zölle, Post-, ThelegrapheU-,Pulver-, Zündkapsel-,nnd
Münzverwaltung Die Hauptquellen der Einnahmen der
Cantone sind: a) der Ertrag des Vermögens,(bei einzelnen
Cantonen ganz bedeutend) und einstweilen noch Entschädi-
gungen des Bundes für die an denselben abgetretenen Posten
und Zölle; b) an indirekten Auflagen: die Salzsteuer (Preis
des Salzes in den verschiedenenCantonen 6—10 Centiines
pro Pfund; also immer noch billiger als in deii benachbar-
ten Productionsländern, aus denen es zum größeren
Theil gekauft wird), und Stempelpapiere, Taten, Erb-

schaftsabgabenre.; c) in den meisten Cantonen wenigstens,
eine dire te, kombinirte Vermögens-,Erwerbs- und Einkom-
mensteuer.

Somit zeigtdie Schweiz,wie man mit weit geringerenAus-
gaben, als dies bei uns der Fall ist, eine sehr großeHeeres-
macht für den Krieg bereit haben kann.

Ein anderes Beispiel bietet"Nordar"nerika. Die Ne-
bellion der Südstaaten fand die verfassungstreuenNordftaa.
ten fast wehr- und wassenlos. Die Ofsiziereder Armee stan-
den mit wenig Ausnahmen ztim Süden. Heer und Festungen
waren in den Händendes Südens. Die Flotte zerstreutüber alle

Welttheile. Die schnell zusammengera ten Freiwilligencorps
der Nordstaaten erlitten Niederlage au Niederlage. Hohn-
lächelnd wies man in Europa auf die Unmöglichkeithin, den
Süden zu unterwerfen. Man rechnete dem Norden vor, daß
er zum mindesten eine Million Soldaten dazu brauche. Eng-
land und Frankreich anerkannten den Süden als kriegführende
Macht. — Und was ist geschehen?— Nicht eine Million
Soldaten, nein, Millionen sind aus der Erde gestampft
worden. — Aus Nichts wurde die gewaltigsteFlotte gebildet.
— Aufrechterhaltung der Union —- Recht der freien Arbeit
— Abschaffung der Sklaverei— wurde nach und nach das

allgemeine Feldgeschrei.»Nichtdas Feldgeschreider Regierung
allein, denn wo

singe
m einem Gemeinwesen wie die Ver-

einigten Staaten es ind, die Regierung an, — wo hörte sie
auf, —- sondern das Feld eschreieines jeden einzelnen Bür-
gers.- Die Einen stellten Echauf 90 Tage,Andere auf aber-

mals 90 Tage »- wieder andere auf die ganze Dauer des

Krieges der Regierungzur Verfügung.Ohne Diktatur, auf
rein gesetzlichernWege,bestimmten sie sich selbst Konskription
und unterwarfen sichihr. Nach dem jetztveröffentlichtenBe-.

richt des NordainerikanischenKriegsministers sind vom 15.

April 1861 bis zum 14. April 1865 eingestellt·worden in
die Armee 2,656,553 Mann!

So fanden sich die Soldaten, Und das GesdUm den

Krieg zu führen,es fand sich dadurch, daßman in Friedens-
zeiten gespart hatte, und daß der Relchthumdes Volkes

dadurch so gewachsenwar, daß Ph,neallzu großeSchwierigkeiten
die Summe von etwa 4000 MIUWUEU Thlrn. zur Kriegfühmng
aufgebracht werden konnte—»Dassind, so denken wir, That-
sachen,welchedies Möglichkeiteiner wesentlichenErsparniß-au
den Ausgaben für das Friedensheerbeweisen; mogen»diese
Thatsacheii deßhalbim Volke-allseitigerkannt Und gewurdigt
werden, und in dem Volke die Ueberzeugung befestigen,daß
eine Lösung der Militärfragein dem Sinne, wie die Mehr-
heit des Abgeordnetenhausessie seit 4 Jahren anstrebt, eine

Nothwendigkeitist.
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